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 Organisatorische Integration von Schutz- und Kriminalpolizei 
 Ein Beitrag zur Verbesserung der Kriminalitätsbekämpfung?1 
 
I. Einleitung 
Wer die Frage beantworten will, ob durch eine organisatorische Integration von Schutz- 
und Kriminalpolizei die "Kriminalitätsbekämpfung" verbessert werden kann, der muß 
zuerst sich darüber im klaren sein,  
- was mit "Kriminalitätsbekämpfung" gemeint ist und ob sie überhaupt möglich ist 

(im Ergebnis werde ich diese Frage verneinen), 
- was die Schutz- und die Kriminalpolizei derzeit tatsächlich tun, und 
- in welchen Bereichen eine Integration denkbar ist und wer wohin integriert wer-

den soll. 
Das in Filmen häufig vermittelte Bild des etwas dummen, obrigkeitsgläubigen Schutzpo-
lizeibeamten, der zu mehr als dem Tragen einer mehr oder weniger schmucken Uni-
form nicht in der Lage ist, ist genauso falsch wie das des individuelle, in einer Mischung 
aus Rambo und Schimanski auftretende oder alles besserwissende oder in Derrick-
Manier das Ergebnis vorausahnende K-Beamte oder des Staatsanwaltes, der am Tat-
ort als "Spurenvernichter" auftritt. 
Was aber ist ein realistisches Bild polizeilichen Alltagshandelns und wodurch wird es 
bestimmt? Sicherlich durch spektakuläre SEK oder MEK-Einsätze oder durch auf De-
monstranten einprügelnde Bereitschaftspolizisten ebenso wenig wie durch Formulare 
ausfüllende, Schreibdienst erledigende "Stubenbeamte". Bundesweit versehen in den 
"alten" Bundesländern etwa 120.000 Schutz- und 30.000 Kriminalpolizeibeamte Dienst. 
Sie führen jährlich etwa 10 Millionen Funkstreifeneinsätze durch, registrieren (d.h. notie-
ren) ca 4 Millionen Straftaten und nehmen einige Millionen Straßenverkehrsunfälle auf. 
Die Arbeit "der Polizei" wird in der öffentlichen Diskussion fast ausschließlich mit 
Verbrechensbekämpfung gleichgestellt, sieht man einmal vom Verkehrsbereich ab. 
Auch für die Polizei selbst (zumindest teilweise noch) ist diese Verbrechensbekämpfung 
"das Maß aller Dinge" (Beispiel: Diskussion um die jährliche Kriminalstatistik, insbes. die 
Aufklärungsquote; aber auch das gemeinhin höhere Renommee der Kripo-Beamten 
zählt hierzu). Dabei entspricht dies zum einen nicht dem tatsächlichen Handlungsspekt-
rum der Polizei; zum anderen stellt die Polizei selbst mit der Kriminalität einen Bereich 
in den Vordergrund, den sie selbst kaum beeinflussen kann und in dem sie selbst relativ 
wenig erfolgreich ist. Kriminalität - und schon garnicht Massenkriminalität - kann nicht 
bekämpft, auch nicht kontrolliert, sondern in weiten Bereichen nur verwaltet werden. 
                         
     1 Vortrag an der Hermann-Ehlers-Akademie Kiel am 12. Mai 1993 
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Wer Kriminalitätsbekämpfung als primäre oder gar ausschließliche Legitimation für 
polizeiliches Handeln ansieht, stellt sich damit selbst die Effizienzfalle: Keine private 
Firma käme auf die Idee, ausgerechnet das problematischste Produkt aus der Ange-
botspalette dermaßen in den Vordergrund zu stellen, wie die Polizei dies mit der "Krimi-
nalitätsbekämpfung" tut. Sie müßte sich an diesem Produkt insgesamt messen lassen, 
und würde dann im Image bei dem Kunden schlechter abschneiden, als dies notwendig 
wäre. Jede private Firma würde ihr "corporate image" dadurch aufbessern, daß sie sich 
auf das oder die Produkte spezialisiert, in denen sie höchste Qualität liefern kann. 
 
II. Polizeiliche Präsenz: Wer ist eigentlich wann im Einsatz? 
Immer wieder und so auch jetzt im Zusammenhang mit den Versuchen, die "sichtbare 
Präsenz des Polizeivollzugsdienstes" zu erhöhen, spielt die zahlenmäßige Relation 
zwischen Einwohnern und Polizeibeamten eine Rolle - so schon im Sicherheitsplan II 
für Baden-Württemberg von 1978. Die damals angegebenen Polizei"dichten" zwischen 
1:840 (für Bereiche bis 10.000 Einwohner) und 1:350 (für Stuttgart) als "Bedarfs-Soll" 
sind bis heute nicht erreicht und werden auch - trotz massiver Bemühungen - vorläufig 
nicht erreicht werden können. Dies ist auch - wie die folgenden Zahlen zeigen werden - 
vollkommen unproblematisch. Bei diesen abstrakten Zahlen handelt es sich um sog. 
"politische Zahlen", die wie manche anderen keine tatsächliche Relevanz haben: Denn 
bei Berücksichtigung der Schichttätigkeit und Ausfälle durch Urlaub, Aus- und Fortbil-
dung und Sonderaufgaben (z.B. Personen- und Objektschutz) verbleiben pro Schicht 
deutlich weniger als 7.000 Polizeibeamte, die zu einem beliebigen Zeitpunkt im unmit-
telbaren Außendienst stehen. Nimmt man den Revierdienst hinzu, so sind es etwa 
15.000 Beamte - im Bereich der alten Bundesländer insgesamt. Damit kommt auf 
10.000 bis 20.000 Einwohner ein einziger sich im tatsächlichen Streifendienst befindli-
cher Polizeibeamter. Die oft angegebene "Polizeidichte" erweist sich in der Realität als 
Fiktion und in der Theorie als polemische - pardon - politische Zahl.  
Selbst eine massive Verstärkung der Vollzugspolizei wird keine für den Bürger bemerk-
baren Veränderungen bewirken, solange sich nichts an den Grundstrukturen polizeili-
cher Arbeit und an der grundlegenden Philosophie polizeilichen Tätigwerdens ändert. 
Um einen einzigen Polizeibeamte tatsächlich regelmäßig im Einsatzgeschehen zu ha-
ben, werden derzeit 14 Planstellen benötigt. Das heißt aber auch, daß dann, wenn eine 
tatsächliche und spürbare Erhöhung von Polizeikräften erfolgen soll, erhebliche bis 
unvertretbare Aufwendungen notwendig wären. Konkret kostet es den Steuerzahler fast 
eine Million DM, wenn man einen einzigen zusätzlichen, tatsächlich im Einsatz befindli-
chen Polizeibeamten regelmäßig "auf der Straße" haben will.  
Nach meinen Berechnungen zum Umfang polizeilicher Einsatztätigkeit führt im Schnitt 
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jeder Polizeibeamte weniger als 2 Einsätze pro Schicht durch (d.h. gemeinsam mit dem 
Kollegen in dem FStrW 3 - 4 Einsätze pro Schicht). Dennoch läßt sich die Restzeit nicht 
gezielt nutzen, da zum einen noch andere (Routine-)Aufgaben zu erledigen sind, und 
zum anderen die verfügbaren Zeitblöcke zu klein und vor allem nicht kalkulierbar sind2. 
 
Bezieht sich diese Berechnung auf den schutzpolizeilichen Alltagsdienst (d.h. die Poli-
zei, die vom Bürger wahrgenommen wird), zu kann man vergleichbares auch für den 
Bereich der Kriminalpolizei aufzeigen. Hier muß vor allem die Aufklärung von Straftaten 
realistischer betrachtet werden, als dies zumeist geschieht. Unter Berücksichtigung der 
Tatsache, daß von den als aufgeklärt registrierten Fällen nur maximal 10% von der 
Polizei selbst aufgeklärt werden (in 90% der Fälle wird der Tatverdächtige vom Opfer 
oder von Zeugen mit der Anzeige "mitgeliefert") kommt man auf etwa 9 Fälle, die im 
Bundesdurchschnitt von jedem Kripo-Beamten pro Jahr aufgeklärt werden. Tatsächlich 
haben wir für Gelsenkirchen 6, für Köln 5,5 und für Hamburg und Niedersachen 4 auf-
geklärte Falle pro Jahr und Kriminalbeamten berechnet.  
 
Deutlich wird an diesem Beispiel, daß auch und gerade bei der Polizei und im Kriminal-
justizsystem insgesamt neue Wege der Problembewältigung gefunden werden müssen. 
Einfach nach "mehr vom selben" zu verlangen, kann auf Dauer keine Lösung sein. Wir 
werden lernen müssen, daß die finanziellen Mittel für die Strafverfolgung ebenso be-
schränkt sind wie die des Gesundheitswesens oder der Verteidigungshaushalt. Wäh-
rend sich diese Einsicht im Ausland längst durchgesetzt hat, wird hierzulande noch 
weitestgehend auf monitäre Quantität vertraut und weniger auf kreative Qualität. 
 
Für die Bürger ist die Polizei eine wichtige, unspezifische Hilfeinstitution, an die sie sich 
mit den verschiedensten Problemen wenden. Dabei ist das Problem "Kriminalität" nur 
eines unter vielen. Funkstreifeneinsätze im Zusammenhang mit einer tatsächlichen 
oder vermuteten Straftat sind die Ausnahme. Solche Einsätze machen selbst in Groß-
städten weniger als ein Viertel aller Funkstreifeneinsätze aus. Ein weiteres Viertel (bis 
Drittel) betrifft den Straßenverkehr.  
Nachbarschaftsstreitigkeiten, Ruhestörungen und ähnliche Konflikte sind in etwa glei-
chem Umfang Anlaß für polizeiliches Einschreiten wie verschiedene Hilfe- oder Dienst-
leistungen (z.B. für betrunkene oder hilflose Personen) (jeweils bis zu 25%). 
Insgesamt können wir davon ausgehen, daß es sich (wie ausländische Studien zeigen) 
                         
     2 Feltes, Th., Zur Effektivität polizeilichen Handelns. In: Die Polizei 11/1990, S.301-308; ders., Bürger, 
Polizei und Gemeinwesen. Was wissen wir von polizeilichem Alltagshandeln? In: Neue Kriminalpolitik 
Heft 4, 1990, S.32-39. 
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nur bei etwa 5% der Notrufe um "echte" und dringende Notfälle mit lebensbedrohlichen 
Situationen handelt, die eine sofortige Tätigkeit der Polizei erfordern. 
 
Aufgrund der von uns ausgewerteten Unterlagen kann auch davon ausgegangen wer-
den, daß die eigene, proaktive Wahrnehmung von Straftaten und der direkte Kontakt 
mit Tätern bei der Tatbegehung die absolute Ausnahme darstellt. Wenn man alle Fest-
nahmen in Verbindung mit einer Straftat (ohne Ladendiebstahl und Schwarzfahren) 
zugrundelegt waren weniger als 1% aller in Stuttgart ausgewertete Funkstreifeneinsätze 
mit einer Festnahme nach einer Straftat verbunden. Auf das Einsatzaufkommen eines 
durchschnittlichen Funkstreifenbeamten berechnet führt dieser pro Jahr etwa 7 Fest-
nahmen nach Straftaten durch, d.h. im Durchschnitt eine Festnahme alle 1 1/2 Monate 
Streifendienst. 
Die Chance für einen Polizeibeamten, einen Straftäter sogar "in Aktion" zu erleben und 
ihn womöglich auch noch selbst festzunehmen, ohne daß er zuvor vom Opfer oder von 
Dritten dazugerufen wurde, ist noch wesentlich geringer. Für die USA liegen Schätzun-
gen dahingehend vor, daß ein Schutzpolizeibeamter in einer amerikanischen Großstadt 
nur alle 14 Jahre damit rechnen muß, zu einem Straßenraub hinzuzukommen, der 
gerade stattfindet. 
 
Die Einsicht in die beschränkten Möglichkeiten ist wohl weniger die Ursache dafür, daß 
gegenwärtig über verschiedene Veränderungen bei der Polizei diskutiert wird. Vielmehr 
steht hier die Erkenntnis im Vordergrund, daß wir uns im Staatswesen nicht mehr alles 
finanziell erlauben können. So beginnt gegenwärtig eine Diskussion über verschiedene 
Bereiche, um die Polizei stärker als bisher den Bedürfnissen der Bürger anzupassen3. 
Unrentable Produkte müssen aus dem Produktionsprogramm genommen werden, wie 
dies der Landeskriminaldirektor Müller formuliert hat: "Wenn die Polizei ein effizientes 
Sicherheitsunternehmen werden soll, muß sie ebenfalls Aufgabenbalast abwerfen, sich 
spezialisieren und ihre Ressourcen gezielt einsetzen"4. Beispiele: 
- Entkriminalisierung (Ladendiebstahl, Schwarzfahren, BtM) 
- Aufhebung des Legalitätsprinzips oder zumindest Umgehung desselben durch 

stärkere direkte Kooperation zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft 
- Abbau polizeifremder Aufgaben (Großeinsätze, Objektschutz, Unfallaufnahme) 
- Vermehrte Umlage der Kosten (z.B. bei Dienstleistungen für andere Behörden, 
                         
     3 Weitere Beispiele bei Müller, G., 1992, S. 193 sowie bei Striebel, W., Massenkriminalität - weiterhin 
nur verwaltet? Referat auf der BKA-Arbeitstagung "Standortbestimmung und Perspektiven der polizeili-
chen Verbrechensbekämpfung, Wiesbaden 20.-23.10.1992 

     4 Müller, G., 1992, S. 195 
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aber auch im Bereich der Dokumentation von Verkehrsunfällen für Versiche-
rungsgesellschaften etc.) 

- Vermehrter (technischer) Eigenschutz, vor allem der Betriebe und Geschäfte 
- Ausbau privater Sicherungsdienste; der Rechtsstaat wird sich damit abfinden 

müssen, daß bestimmte Sicherungsbereiche zukünftig von privaten Firmen ab-
gedeckt werden. Hier kann es nicht darum gehen, diesen Trend zu verhindern, 
sondern rechtzeitig durch angemessene Kooperation und Kontrolle tätig zu wer-
den. 

 
III. Was erwartet der Bürger von der Polizei? 
Aufgrund von verschienenen kriminologischen Studien aus dem In- und Ausland wissen 
wir, daß der Bürger selbst bei als "Kriminalität" definierbaren Ereignissen akute Konflikt-
schlichtung, Hilfe bei Bedrohungen, moralische Unterstützung, Hilfe bei der Schadens-
ersatzregulierung bzw. der Wiederbeschaffung von Gütern erwartet und nur in Aus-
nahmefällen ein formelles Strafverfahren bzw. die Bestrafung des Täters. Im übrigen 
deuten auch die Ergebnisse der Dunkelfeldforschungen darauf hin, daß es im statisti-
schen Sinne normal ist, daß eine Straftat nicht zur Anzeige gebracht wird, d.h. daß die 
meisten Konflikte auch dann informell gelöst werden, wenn eigentlich formelle Strafge-
setze verletzt sind. 
Es gibt vielfältige Anhaltspunkte dafür, daß sich viele Opfer neben der materiellen Ent-
schädigung oder Wiedergutmachung vor allem immaterielle Hilfe, moralische Unterstüt-
zung, die Bestätigung, daß ihnen etwas "Außergewöhnliches" widerfahren ist, wün-
schen.  
Für die Polizei ergeben sich hierbei besondere Schwierigkeiten, weil es sich in der 
Mehrzahl der Fälle gerade nicht um außergewöhnliche Vorkommnisse handelt, sondern 
(zumindest aus der Sicht der Polizeibeamten) um "Alltagsprobleme", die ständig passie-
ren und mit denen die Polizei tagtäglich konfrontiert wird. Für die Betroffenen hingegen 
handelt es sich (zumindest in der Regel) um eine Ausnahmesituation, in der sie ent-
sprechende Aufmerksamkeit und entsprechendes Mitgefühl erwarten.  
Insgesamt kann ein großer Teil der Alltagskonflikte ohne das Strafrecht gelöst werden 
und er wird auch so gelöst. So erstatten z.B. nach einer Studie von Wiebke Steffen 
beim Bay. Landeskriminalamt bei Familienstreitigkeiten nur in 18% der Fälle (= Einsät-
ze) die Opfer Strafanzeige. Zusammen mit den Anzeigeerstattungen durch die Polizei-
beamten selbst (wegen Vorliegen des "öffentlichen Interesses") führen 30% der Einsät-
ze zu einer Strafanzeige, wobei anschließend dieses Verfahren von der Staatsanwalt-
schaft in aller Regel (nämlich in 84% der Fälle) eingestellt wird. Nur in 2,9% der Fälle, 
die zu einem Einsatz führten, erfolgte dann eine formelle Verurteilung durch das Gericht 
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(einschl. Strafbefehl). Dies gilt im übrigen nicht nur für Familienstreitigkeiten, sondern 
auch für viele andere Bereiche, in denen die Polizei Anzeigen fertigt und Strafverfahren 
einleitet, die dann von der Staatsanwaltschaft oder dem Gericht eingestellt werden (im 
Schnitt bis zu 75% aller Fälle). 
Hier stellt sich aber nicht nur die Frage der Effizienz polizeilicher Tätigkeit, sondern 
auch die Frage der Wünschbarkeit und der Wirksamkeit strafrechtlicher Sanktionen. 
Der Stand der kriminologischen Forschung in diesem Bereich erlaubt es uns inzwi-
schen nicht mehr, "blind" an die Wirkung einer strafrechtlichen Maßnahme generell und 
an die Wirkung bestimmter, vor allem freiheitsentziehender Maßnahmen zu glauben. 
 
Was kann die Polizei dann überhaupt noch im Bereich der Kriminalität erreichen? 
Sie kann: 
- die Verbrechensfurcht verringern (wichtig vor allem bei uns, da nach einer neue-

ren Studie des BKA wir Deutsche "furchtsamer" sind als unsere europäischen 
Nachbarn und sogar mehr Angst davor haben, Opfer einer Straftat zu werden, 
als Amerikaner). "Angst vor Kriminalität kann ein größeres Übel sein als Krimina-
lität selbst"5. 

- das Zusammengehörigkeitsgefühl der Bürger stärken und dadurch Selbsthei-
lungskräfte im Gemeinwesen zum Leben erwecken 

- Initiativen zur Prävention ergreifen (Bsp.: Autoradio-Diebstahl; Trunkenheit am 
Steuer) und hier mit der Industrie kooperieren. 

- in bestimmten, eng beschriebenen Bereichen von Kriminalität diese auch redu-
zieren (Umwelt-, Wirtschaftskriminalität), allerdings i.d.R. nicht mit den Mitteln, 
die bislang angewendet werden. 

 
Insgesamt müssen die tatsächlichen Einflußmöglichkeiten auf das Kriminalitätsgesche-
hen wesentlich realistischer gesehen werden, als dies derzeit noch geschieht. 
 
IV. Konsequenzen: Konsequente Orientierung polizeilicher Alltagsarbeit an 

den Bedürfnissen der Bürger 
Wir müssen davon ausgehen, daß sich unsere Gesellschaft in den nächsten Jahren 
und Jahrzehnten weiter kulturell und sozial differenzieren wird. Die legalen (EG) und 
illegalen (Osteuropa) Migrationsströme sind ein Beispiel dafür. Aber auch die Tatsache, 
daß sich z.B. die Familienstrukturen weiter verflüchtigen werden, die Anzahl der Wohn-
sitzlosen steigen wird, die Frustration unter den Besitzlosen (oder weniger Besitzenden) 

                         
     5 Ostendorf aaO. 1993 
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zunehmen wird - um nur einige Beispiele zu nennen, bedingt zusätzliche neue Aufga-
ben für die Polizei. 
Die herkömmliche Polizeiarbeit führt zunehmend zu verstärkter Unzufriedenheit bei den 
Bürgern ebenso wie bei den Polizeibeamten, die eigentlich den Bürgern "helfen" wollen 
(zumindest ist dies für fast alle das maßgebliche Motiv für die Berufswahl6). Die Beam-
ten, die diese Dienstleistung in der täglichen Kommunikation mit den Bürgern erbringen 
wollen, fühlen sich zunehmend weniger akzeptiert und erhalten zuwenig Zustimmung 
für ihre Arbeit. 
 
Andererseits müssen wir uns grundsätzlich darauf einstellen, "daß die Polizei in unse-
rem demokratischen Rechtsstaat immer weniger Ressourcen zur Verfügung haben 
wird, als dies zur Erfüllung der Aufgaben aus polizeilicher Sicht erforderlich wäre"7. 
 
Im folgenden sollen fünf Thesen zur bedürfnisorientierten Polizei vorgestellt werden.  
 
1. These: Effektive polizeiliche Prävention setzt eine Dezentralisierung von Poli-
zeiarbeit voraus. Dezentralisierung wo möglich, Zentralisierung nur dort, wo un-
bedingt nötig. Ebenso Generalisierung wo möglich, Spezialisierung nur, wo un-
bedingt nötig. 
Eine zeitlang glaubte man, durch eine Zentralisierung der polizeilichen Tätigkeiten Res-
sourcen einzusparen und so zielgerichteter einzusetzen. Inzwischen wissen wir, daß 
das genaue Gegenteil der Fall ist. Dezentralisierung polizeilicher Tätigkeiten bedeutet 
einen besseren und bürgernäheren Service für diejenigen, die sich mit Problemen ver-
schiedenster Art an die Polizei wenden.  
 
Bürgernahe Beratungsstellen oder Reviere, an die sie bei geeigneten Anrufen verwie-
sen werden, können die Anzahl der Anrufe bei der Polizei erheblich reduzieren, wie 
kanadische Versuche gezeigt haben (um etwa 1/3). Damit werden dann Kapazitäten 
bei der Polizei für andere präventive Maßnahmen frei. 
Zu Gunsten eines vielfach verwendbaren, vielfach für den Bürger verfügbaren und 
damit bürgernahen Polizeibeamten sind unnötige Spezialisierungen aufzugeben. Ver-
gleichbar mit einem Hausarzt muß der Polizeibeamte in der Lage sein, die vielfältig an 

                         
     6 Feltes, Th., Einstellungen von Polizeibeamten zu gesellschafts- und kriminalpolitischen Problemen - 
Ergebnisse einer Befragung. In: Polizei und Bevölkerung, hrsg. von Th. Feltes und E. Rebscher, Holz-
kirchen 1990, S. 198-214 

     7 Müller, G., Kriminalitätsentwicklung - Kriminalitätsbekämpfung. In: Die Kriminalpolizei, Dezember 
1992, S. 183 ff., S.185. 
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ihn herangetragenen Probleme des Alltags zu bewältigen. Für diese Aufgaben müssen 
mehr Beamte zur Verfügung stehen. 
Ich zitiere aus dem Sicherheitsplan II von 1978: "Zwischen Bürgern und Polizei muß 
sich wieder ein engeres Vertrauensverhältnis auf partnerschaftlicher Basis entwickeln 
und verfestigen. ... Deshalb gilt es, jenen Dienstzweig entscheidend zu stärken, dem 
der unmittelbare Kontakt zur Bevölkerung als ständige Aufgabe obliegt" (S.21). 
Der Polizeibeamte muß zum Spezialisten für einen räumlichen Bereich werden, wo er 
dann allerdings als Generalist für alle anfallenden Probleme zuständig ist. Nur wo er 
selbst meint, nicht weiterzukommen, kann er sich dann um andere, Funktionsspezialis-
ten bemühen, die ihm Aufgaben abnehmen. 
 
2. These: Polizeiarbeit ist eine öffentliche Dienstleistung. 
Die Definition der Polizeiarbeit als öffentlicher Dienstleistung bedeutet, daß sich die 
Polizei primär an den Bedürfnissen der Bürger orientieren müssen. Hilfe statt Kontrolle 
muß der Slogan lauten. Der Bürger ist der Kunde ihrer Dienstleistungen und leider zu-
nehmend mit diesen Dienstleistungen weniger zufrieden. Nach einer im "Stern" veröf-
fentlichten Emnid-Umfrage steht die Polizei bei der Bewertung von Dienstleistungen nur 
an neunter Stelle - deutlich hinter der Post und der Bahn und noch deutlicher hinter den 
Hausärzten. 
Polizei und Bevölkerung produzieren gemeinsam das, was als "Sicherheit" bezeichnet 
wird und was gerade in modernen Gesellschaften von den Bürgern zunehmend als 
ausgesprochen wichtiges Gut angesehen wird, das die Lebensqualität erheblich 
beeinflußt. Eine Polizeiarbeit, die sich mehr an Hilfe und weniger an Kontrolle und Re-
pression orientiert, wird zum einen von den Bürgern eher akzeptiert, zum anderen führt 
diese Polizeiarbeit zu einer stärkeren Zufriedenheit der Beamten (die zunehmend nach-
läßt8) und damit zu größerer Identifikation mit ihren Aufgaben.  
Dies erscheint auch deshalb wichtig, weil "der Polizeiberuf ... gegenüber der privaten 
Lebensgestaltung eine deutliche Entwertung erfahren hat und offensichtlich nicht mehr 
jene identitätsstiftende und sinnvermittelnde Funktion wahrnimmt, die ihn einmal aus-
gezeichnet haben mag"9.  
Je mehr das Vertrauen in die Polizei beim Bürger wächst (und dies kann nur durch 
regionale Kontakte und nicht durch abstrakte Aufklärungsquoten erreicht werden), um-

                         
     8 Feltes, Th., D. Hermann, Zufriedene Polizisten? Die Einschätzung der Berufssituation und der 
Ausbildung durch Polizisten. In: Die Polizei 1987, S.73-77 

 

     9 Weiß, H., Das Wertebild von Polizeibeamten. In: Die Polizei 1992, S. 29 ff., S. 36 
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so mehr wird sich der Bürger an die Polizei wenden - was verschiedenste Konsequen-
zen haben wird. 
Präventive Ansätze, um das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung zu verbessern, werden 
zunehmend unter dem Stichwort "Community Policing" oder bürgernahe Polizeiarbeit 
diskutiert10. Voraussetzung für eine solche präventive, an den Bedürfnissen der Bürger 
orientierte Polizeiarbeit ist aber erst einmal, daß man sich ein regionales Lagebild von 
dem verschaffen, was vor Ort, in der konkreten Nachbarschaft passiert11.  
Im Ergebnis müssen dann allerdings die so erlangten Informationen auch tatsächlich in 
Handeln umgesetzt werden. Das Werkzeug hierzu kann ein gemeinsames Treffen aller 
sein, die im und für das Gemeinwesen verantwortlich sind. Im europäischen Ausland 
gibt es hierzu die verschiedensten Ansätze und Modelle, in denen die Polizei die Initiati-
ve ergreift, um wieder das Verantwortungsbewußtsein des Gemeinwesens für seine 
eigenen Probleme in den Vordergrund zu stellen. Sicherheit ist Bürger(meister)pflicht. 
Wichtiger als solche methodischen Überlegungen ist aber der Hinweis, daß bürgernahe 
Polizeiarbeit keine neue Polizeimethode ist, sondern eine vollkommen neue Ideologie 
polizeilichen Tätigwerdens, eine Zielvision für die Polizei, mit der sich die Beamten iden-
tifizieren können und die sie so wieder zu überzeugten Angehörigen dieser Organisati-
on macht12. Solche Ziele müssen möglichst positiv formuliert sein (z.B. "der Bevölke-
rung dienen") und nicht negativ (Festnahmen machen, OWi-Anzeigen fertigen); sie 
müssen knapp gehalten und allgemein verständlich sein. 
Eine solche Zielvorgabe oder Aufgabenumschreibung könnte - in Anlehnung an kana-
dische Überlegungen13 - wie folgt lauten: 
 
 Als Teil des Strafverfolgungssystems und in Übereinstimmung mit der 

Verfassung ist die Polizei verantwortlich für die Aufrechterhaltung des öf-
fentlichen Friedens, der öffentlichen Ordnung und der öffentlichen Si-

                         
     10 Vgl. Dölling/Feltes (Hrsg.), Community Policing - Comparative Aspects of Community Oriented 
Police Work. Holzkirchen (Felix-Verlag) 1993 

     11 Man braucht dazu im übrigen nicht immer einen professionellen Wissenschaftler, um solche Er-
kenntnisse zusammenzutragen. Er kann sogar eher schädlich sein. Die Polizei kann alleine oder ge-
meinsam mit anderen dies in verschiedenster Form selbst tun. Sie kann z. B. durch eine gezielte Frage-
bogenaktion in bestimmten Nachbarschaften die Problemsituation herausarbeiten, sie kann die von 
Straftaten Betroffenen nach ihren Erfahrungen mit der Behandlung ihres Falles durch Polizei und Justiz 
befragen, und sie kann schließlich durch eine intensive Beobachtung ihrer eigenen Tätigkeit und eine 
Befragung der Bürger vor Ort sich ein gutes Lagebild in der betreffenden Region verschaffen. 

     12 Gramckow, H., Polizei, Ausländerfeindlichkeit und Minderheitenprobleme: Ist "Community Policing" 
ein Ausweg? In: Veröffentlichungen aus der Fachhochschule für Polizei Baden-Württemberg, Nr.0, 
Villingen-Schwenningen 1993 

     13 Normandeau, A., B. Leighton, A Vision of the Future of Policing in Canada: Police-Challenge 2000. 
Bachground Document, Solicitor General Canada, October 1990, S.V 
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cherheit, für die Verhütung von Straftaten und anderen Gesetzesverstö-
ßen, für die Verfolgung von Straftätern und ihre Überführung zur Justiz 
und für die Beschäftigung mit den Ängsten und Befürchtungen der Bevöl-
kerung, die sich auf die Kriminalität und die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung beziehen.  

 
Bürgernahe Polizeiarbeit setzt nicht nur organisatorische Veränderungen voraus, son-
dern auch eine grundlegende Veränderung in der Administration polizeilichen Handelns 
und in der Führungsphilosophie. Dezentralisierung statt Zentralisierung von Macht ist 
dazu ebenfalls Voraussetzung wie die bedingungslose Unterstützung von individuellen 
Initiativen, die "von der Front" kommen. Arbeitszufriedenheit, Motivation und kooperati-
ves Führungsverhalten stehen im engen Zusammenhang14. 
Die bisherigen Maßstäbe für polizeiliches Handeln (Kriminalitätsraten, Aufklärungsquo-
ten etc.) mögen politischen Wunschvorstellungen entstammen; sie entsprechen aber 
nicht den Bedürfnissen, die die Bürger an die Polizei tatsächlich herantragen. 
 
3. These: Dem einzelnen Beamten muß mehr individuelle Verantwortung übertra-
gen werden. 
Prinzipiell gilt, daß wir nicht die Grenzen des eigenen Denkens und Wollens als die 
Grenzens des überhaupt Möglichen sehen dürfen. Das gedankliche, aber auch das 
tatsächliche Potential bei der Polizei muß weiter ausgeschöpft werden. Zu oft werden 
kreative und produktive Überlegungen durch die sogenannten "strukturellen Zwänge" 
blockiert, die allerdings oftmals weniger in der Realität als in den Köpfen bestimmter 
Personen vorhanden sind. Die geringe Effektivität des alten Modells, das auf "professi-
onelle" Polizeiarbeit im Sinne von größtmöglicher Spezialisierung setzt, wird zuneh-
mend bei den Polizeien im Ausland erkannt und führt zu einem konsequenten Umden-
ken in Richtung auf bürgernahe Polizeiarbeit. 
Nur ein engagierter Polizeibeamter ist ein guter Polizeibeamter. Engagement muß aber 
gefördert werden. Dies setzt voraus, daß den einzelnen Beamten mehr Verantwortlich-
keiten für ihre Arbeit übertragen werden. Die Schaffung klarer Verantwortungsstruktu-
ren ist dazu genauso notwendig wie kurze Dienstwege15, wie dies der schleswig-
holsteinische Innenminister anläßlich eines Vortrages in der PFA formulierte. 
Gegenwärtig wird polizeiliche Arbeit vor allem an der Basis der Schutzpolizei und damit 
dort, wo sie sich dem Bürger direkt präsentiert, von eher engen Handlungsspielräumen 

                         
     14 Buchmann, K.E., M. Hermanutz, Arbeitszufriedenheit, Motivation und Kooperatives Führungssys-
tem. In: Die Polizei 1991, S. 113 ff. 

     15 Bull, H.P., Perspektiven für eine moderne Polizei. Vortrag in der PFA am 13.5.1991 
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geprägt deren Ursachen in geringen Führungsspannen, zu vielen Hierarchieebenen 
und einer noch immer tendenziell militärischen Führungs- und damit Organisationskul-
tur liegen. Die Folgen dieser engen Handlungsspielräume sind wenig Bürgernähe, ho-
her Führungsaufwand durch Vorgesetze und frustrierte Beamte, deren eigene Fähigkei-
ten und Erfahrungen bewußt oder unbewußt mißachtet und damit auch nicht genutzt 
werden. 
Aktive Prävention und aktiver Kontakt zu den Bürgern setzt aber auch eine qualitativ 
hochwertige Personal- und Führungsstruktur voraus. Daran muß bei der Polizei wie in 
allen anderen Dienstleistungsunternehmen ständig gearbeitet werden.  
Ein strategisch richtiges Management versucht, möglichst umfassende Informationen 
über die Bedürfnisse der Bürger zu bekommen, denen gedient werden soll. Die indivi-
duellen Fähigkeiten und Fertigkeiten der Beamten müssen optimal genutzt werden - 
unabhängig von formellen Laufbahnvoraussetzungen. Das bedeutet, daß Überlegun-
gen weg von einer vertikalen Personalstruktur hin zu einer horizontalen Struktur mit 
unterschiedlichen Anforderungs- und Qualifikationsprofilen angestellt werden müssen. 
Das Personal ist das wichtigste Werkzeug einer Dienstleistungsagentur. Zuviel Verwal-
tung vergeudet sowohl Zeit als auch personelle Ressourcen. Veränderungen in der 
Organisationsstruktur müssen als positive und normale Entwicklung angesehen wer-
den. Die für das Management Verantwortlichen müssen lernen, den Wechsel zu lieben, 
weil nur er die Institution weiterbringt. Sie müssen offen für neue Ideen und Überlegun-
gen sein. Stagnation bedeutet auf Dauer den Tod jeder Organisation. Das Verhalten 
und die Art und Weise, wie dort mit Problemen umgegangen wird, hat einen maßgebli-
chen Einfluß auf das Verhalten aller Mitarbeiter der Organisation. Kleinere, effiziente 
und flexible Einheiten (lean and efficient) sind gerade zu Zeiten knapper Finanzmittel 
größeren, trägen und in der Bürokratie verfangenen Einheiten überlegen. Je besser und 
umfassender die Ausbildung der Mitarbeiter ist, umso eher sind sie bereit, sich an den 
Bedürfnissen der polizeilichen Praxis zu orientieren und umso weniger spielen reine 
Karriereüberlegungen eine Rolle. Besser ausgebildete Mitarbeiter sind felxibler und 
übernehmen bereitwilliger Verantwortung und lösen mehr Probleme eigenständig als 
andere. 
 
4. These: Statt einer vordergründig funktionalen Trennung zwischen Schutz- und 
Kriminalpolizei ist einer an territorialen, d.h. an räumlichen Bedürfnissen orien-
tierten Polizeiarbeit der Vorrang einzuräumen. 
 
Polizeiliches Handeln ist derzeit im Bereich der Kriminalitäts"bekämpfung" geprägt 
durch eine teilweise unklare Aufgabenabgrenzung zwischen S und K (bundesweit wer-
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den zwischen 20% und 80% aller registrierten Straftaten von S bearbeitet, wobei auch 
dort, wo auf den ersten Blick eindeutige Deliktszuordnungen bestehen, diese bei nähe-
rem Hinsehen in vielen Bereichen unklar sind; Bsp.: "mittlerer Betrug"; z.T. S, z.T. K; 
was ist "mittlerer Betrug"?). Dazu kommt eine regional nicht immer einheitliche Strategie 
bei der Bewältigung von Kriminalitätsmeldungen, die sich auch schon prinzipiell zwi-
schen S und K unterscheidet: Während die Schutzpolizei eher situativ und "ex ante" 
tätig wird und damit als Ziel der Handlungen die Beherrschung von Situationen hat, 
geht es bei der Kriminalpolizei eher um eine Situationsbetrachtung "ex post" und um 
eine Verfahrensaufbereitung für das spätere Justizverfahren. 
Dort, wo Verfahren (d.h. Anzeigen) von der Schutzpolizei "erstbearbeitet" und dann von 
der Kripo fortgeführt werden, macht sich im Ergebnis ein Entfremdungseffekt und Neid 
bei den S-Beamten breit: Die S-Beamten erfahren nicht, was mit "ihren" Verfahren ge-
schieht (K-Beamte allerdings oftmals auch nicht; was äußerst negative Auswirkungen 
auf die Erledigung der Ermittlungsgeschäfte haben muß) und sind neidig auf die ver-
meintlich angenehmere Tätigkeit der K-Beamten. 
Eine Verteilung von Personal und Aufgaben, die statisch und damit unflexibel ist und so 
nicht angemessen auf sich plötzlich ändernde Anforderungen einstellen kann. Verant-
wortung, Kompetenz und Aufgabenerledigung sind zudem häufig voneinander getrennt. 
 
Eine territoriale Aufgabenverteilung hat den Vorteil, daß der zuständige Beamte über 
einschlägige Personen- und Milieukenntnisse verfügt, die die Einschätzung von Vor-
gängen und damit auch Ermittlungen erleichtern. 
Allerdings werden nicht alle Beamten nach dem Territorialprinzip eingesetzt werden 
können, weil es einen unterschiedlich großen Bereich von Aufgaben gibt, die nur von 
spezialisierten Funktionsträgern bearbeitet werden können. Wie groß dieser Bereich ist 
und was alles dazu zu rechnen ist, hängt zum einen von der räumlichen Struktur (z.B. 
Großstadt vs. ländliches Gebiet) und deren Komplexität sowie der Kriminalitätsstruktur 
ab, zum anderen muß diese Regelung von den Beamten vor Ort selbst getroffen wer-
den, wobei auch Ausbildung, Kreativität und Flexibilität der Beamten eine Rolle spielen. 
 
Prinzipiell ist eine bürger- und damit ortsnahe polizeiliche Tätigkeit soweit wie möglich 
zu realisieren. Aufgabe der Polizei muß es sein, Konflikte zu schlichten und so weit wie 
eben möglich versuchen, keine Verfahren zu produzieren, d.h. auf die Einleitung weite-
rer Verfahrensschritte zu verzichten bzw. einen möglichst großen Teil der Verfahren 
bereits im ersten Schritt abschließend zu bearbeiten. Fälle dürfen nur dann weitergege-
ben werden, wenn dies die besondere Schwere oder Komplexität eines Verfahrens 
erfordert. Über die Notwendigkeit der Weitergabe entscheidet der Beamte vor Ort und 
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nicht der ortsfremde "Polizeiführer". 
Dazu müssen Aufgaben, Kompetenzen und Personal dezentralisiert werden. Nicht 
Handlungen, sondern Ergebnisse müssen vorgegeben werden. Wie diese Ergebnisse 
erreicht werden, ist von den konkret vor Ort tätigen Beamten zu entscheiden. Diese 
Dezentralisierung muß aber mit einer Vertrauensübertragung einhergehen, die wieder-
um gängigen militärischen Strukturen und dem damit verbundenen Überbetonen von 
Leiter-Funktionen entgegensteht.  
Polizei als Serviceeinrichtung muß sich so organisieren, daß sie intern optimal koope-
riert, nach außen einheitlich auftritt und die Kriterien einer modernen (!) Behörde erfüllt. 
Nicht vollzugstypische Aufgaben, d.h. alles das, was nicht unmittelbar hoheitliches 
Handeln bedeutet, müssen an Nichtvollzugsbeamte delegiert werden. Ebenso sind 
Handlungen, die von anderen Institutionen ebensogut oder gar besser vorgenommen 
werden können, an diese Institutionen abzugeben, vor allem, wenn Polizeibeamte hier-
zu überqualifiziert sind. 
 
5. These: Qualität anstelle von Quantität 
Polizeiliche Arbeit muß sich mehr an der Qualität ihres Produktes (öffentliche Sicher-
heit) und weniger an der Quantität (Anzahl der aufgeklärten Straftaten, OWi-Anzeigen 
...) orientieren. Die Qualität eines Produktes hängt aber entscheidend davon ab, wie 
sehr sich diejenigen, die es herstellen, damit identifizieren können. Nur derjenige Mitar-
beiter, der auf Dauer das Gefühl hat, selbst Teil des Problems und damit der Lösung 
dieses Problems zu sein, kann diese Qualität sichern. Niemand wäscht das Auto, das 
ihm nicht gehört und niemand streicht das Haus an, das er nur gemietet hat. 
Effektivität geht vor Effizienz, d.h. es geht darum, die richtigen Dinge zu tun und nicht 
Dinge richtig zu tun. Es gibt nichts unnützeres als Dinge effizient zu tun, die garnicht 
getan werden müssen. Die Polizei muß auf die tatsächlichen oder vermeintlichen Si-
cherheitsbedürfnisse der Bürger eingehen und dazu angemessene Handlungskonzepte 
vorlegen, die dezentral, regional entwickelt werden müssen. Eine schnelle und verläss-
liche Erreichbarkeit soielt dabei ebenso eine Rolle wie die persönliche Präsenz vor Ort, 
die viele Notrufe überflüssig machen kann.  
Die Polizei muß dem Bürger aber auch ihre Grenzen aufzeigen und andere Institutio-
nen in Pflicht nehmen, wo sie ihre Grenzen erreicht. 
Notrufe und Funkstreifeneinsätze sind das Rückgrat polizeilichen Handelns, nicht eine 
weiter fortschreitende Spezialisierung von Funktionen (auch als degenerative Krankheit 
moderner Bürokratien bezeichnet). Dennoch hat dieser "Big Mac" bei den polizeilichen 
Aufgaben, wie der Polizeichef von Edmonton dies bezeichnet, den niedrigsten Status. 
Der einzige Weg, um Mitarbeiter zu motivieren besteht darin, ihnen eine sinnvolle Arbeit 



 
 

 1 

zu geben, die Verantwortung für und Kontrolle über diese Arbeit, die Mittel, um die Ar-
beit zu erledigen - und sie dann alleine zu lassen (F. Hertzberg, Harvard-Psychologe, 
der sich mit der Motivation am Arbeitsplatz beschäftigt hat). Nur wer das Gefühl hat, für 
sich (und nicht für seine Vorgesetzten) zu arbeiten, ist motiviert genug, um optimale 
Arbeit zu leisten. Externe Motivation über höhere Gehälter oder kürzere Arbeitszeiten 
(motivierte Mitarbeiter woollen länger arbeiten!) haben keinen Erfolg; wichtig ist die 
Optimierung der persönlichen Beziehungen der Mitarbeiter untereinander und die Ver-
antwortlichkeit für das Produkt. 
 
6. These: Um Ressourcen für Prävention und bürgernahe Polizeiarbeit zu schaf-
fen, muß sich die Polizei auch verweigern können. 
Um Kapazitäten für polizeiliche Prävention freizubekommen, muß auf Seiten der Polizei 
auch darüber nachgedacht werden, ob und ggf. wo man sich einer vorschnellen oder 
gewohnheitsmäßigen Vereinnahmung für bestimmte Aufgaben verweigern kann. Es 
muß der grundsatz der Subsidiarität polizeilichen Handelns gelten, wozu eine eindeuti-
ge Begrenzung des Aufgabenverständnisses gehört. Dabei kann es keinesfalls darum 
gehen, daß die individuellen Opfer von Straftaten oder von Konfliktsituationen auf poli-
zeiliche Hilfe verzichten müssen. Vielmehr sind andere Bereiche gemeint.  
Dazu zwei Beispiele: 
Daß immer wieder von der Politik an die Polizei herangetragene Ansinnen, soziale 
Probleme mit polizeilichen Mitteln zu lösen, muß von der Polizei massiv zurückgewie-
sen werden; zumindest darf sich die Polizei nicht selbst zur Lösung dieser Probleme 
anbieten. Dies galt in den 70er Jahren für Demonstrationen und dies gilt heute für die 
Bewältigung der Flüchtlings- und Asylantenströme, des Drogenproblems, der Fremden-
feindlichkeit, aber auch (zumindest teilweise) der organisierten Kriminalität, wo die Poli-
zei zunehmend an die Grenzen ihrer Möglichkeiten stößt. 
Erweckt die Polizei den Eindruck, sie könne allein ein Problem lösen, ziehen sich ande-
re, möglicherweise für die Lösung geeignetere oder kompetentere Institutionen aus 
ihrer Verantwortung zurück16. Es gibt keine "Allzuständigkeit des Staates für die Si-
cherheit der Bürger"17. Jegliche Monopolstellung führt auf Dauer zu einer verminderten 
Produktqualität (Trabant-Symptom). 
Die Polizei muß der Gesellschaft und der Politik die engen Grenzen und die negativen 
Auswirkungen polizeilicher Lösungen für gesellschaftliche Konflikte deutlich machen. 

                         
     16 Stein, W., Die Wirkung polizeilicher Maßnahmen in der Kriminalitätskontrolle. In: BePo-heute 
10/92, S. 23 ff., S.28 

     17 Ostendorf, H., "Kriege beginnen immer mit Worten". In: Deutsche Polizei 1/93, S. 21 
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7. These: Schutz- und Kriminalpolizei müssen ein gemeinsames Selbstbild als 
Berufsbild entwickeln. 
Dieses Selbstbild hat sich spartenübergreifend zu orientieren an  
- der Qualität der Leistung bzw. der Effektivität der Organisation,  
- der Wirtschaftlichkeit (mehr Basis, weniger Hierarchie und Führung), 
- an der vom Bürger selbst definierten Bürgernähe 
- an der Motivation der Beamten, die entscheidend von Handlungsspielräumen, 

Selbstverantwortung, Delegation und Identifikationsmöglichkeiten geprägt wird. 
Der Bereich der Polizei, die die Institution dem Bürger gegenüber repräsentiert (Funk-
streifendienst), hat die schlechteste Bezahlung, das schlechteste Prestige und die 
schmutzigste Arbeit. Schlechte Voraussetzungen für ein positives Berufsbild, zumal die 
Polizeiführung selbst die Wertigkeit dieser Arbeit und damit der die durchführenden 
Beamten durch verschiedenste Maßnahmen herabstuft. 


